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Beziehung mit
Knacks

Der Dissens zwischen Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder (SPD) und

seinem grünen Außenminister Joschka
Fischer über die deutsche Irak-Politik
rückt auch in den rot-grünen Führungs-
gremien auf die Tagesordnung. Entge-
gen der bisherigen Gepflogenheit, Kon-
flikte ausschließlich unter vier Augen
auszutragen, sucht der Kanzler nach
Informationen aus Koalitionskreisen
diesmal die Aussprache im 16-köpfigen
Koalitionsausschuss von SPD und Grü-
nen, der am kommenden Mittwoch-
abend tagt. Ein wochenlanges Geraune
um echte oder vermeintliche Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen dem
Kanzler und seinem Vize hat der Be-
ziehung einen Knacks versetzt. Anlass
sind vor allem die Unterschiede in der
Irak-Politik. Im Oktober hatte Fischer
Schröders Wahlkampfparole vom „Deutschen Weg“ mit den
Worten „Forget it“ quittiert. Ohne seinen Chef vorzuwarnen,
relativierte der Außenminister überdies in einem SPIEGEL-
Interview Schröders starres Nein zu einem Irak-Feldzug, indem
er eine Zustimmung zu einer Kriegsresolution nicht ausschloss.
Schröder wiederum hatte den Fischer-Vorstoß in einer Wahl-
kampfrede in Goslar im Januar mit der erneuten Feststellung
gekontert, Deutschland werde keiner „den Krieg legitimieren-
den Resolution“ der Uno zustimmen. Die deutsche Außen-
politik werde von der Bundesregierung gemacht und nicht von
Diplomaten, hatte der Kanzler schon vorher erklärt. Der
Außenminister wiederum macht keinen Hehl daraus, dass
Schröders Goslarer Festlegung die deutsche Diplomatie

Fischer, Schröder 

JO
H

A
N

N
E
S

 E
IS

E
L
E
 /

 D
D

P

d e r  s p i e g e
einenge. Im Kanzleramt wird eine schwindende Loyalität be-
obachtet, die das Verhältnis belastet, womöglich nachhaltig.
Jüngster Aufreger für den Kanzler: Die grüne Bundespartei be-
teiligt sich mit einem eigenen Aufruf an der Berliner Frie-
densdemonstration am kommenden Samstag – während die
SPD-Spitze ausdrücklich darauf verzichtet. Den Wunsch nach
einer Aussprache zwischen den politischen Weggefährten ver-
spüren offenbar auch manche Grüne. Vergangenen Montag
verlangte die Vorsitzende Angelika Beer im Parteirat, der
Führungszirkel möge über das Zerwürfnis der beiden Bosse re-
den. Beers Amtskollege Reinhard Bütikofer würgte die Debat-
te jedoch ab, aus Angst, der schon länger schwelende Dissens
könne öffentlich werden. Fischer war anwesend – und schwieg.
Eichel 
L Ü G E N A U S S C H U S S

Akten verweigert
Bundesfinanzminister Hans Eichel

(SPD) sperrt sich dagegen, dem
Bundestags-Untersuchungsausschuss
„Wahlbetrug“ entscheidende Akten und
Unterlagen auszuhändigen. Unter Ver-
schluss soll insbesondere ein „Non-Pa-
per“ bleiben, in dem Eichel von seinen
Beamten schon sieben Wochen vor 
der Bundestagswahl gewarnt wurde, das
deutsche Staatsdefizit könne 2002 auf
bis zu 3,5 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts steigen und damit die Maastricht-
Grenze deutlich überschreiten (SPIE-
GEL 36/2002). Für das brisante Doku-
ment erstatte man „Fehlanzeige“, teilte
das Ministerium dem Ausschuss am vo-
rigen Freitag schriftlich mit. Noch in der
vorvergangenen Woche hatte Eichels
Haus hingegen erklärt, der Ausschuss
werde selbstverständlich alle angefor-
derten Beweismittel erhalten – auch das
Non-Paper. Nur in Bruchstücken über-
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mittelte das Finanzressort dem Aus-
schuss zudem die so genannte 100-Punk-
te-Liste, mit der die Haushaltsabteilung
ständig die 100 wichtigsten Etatposten
kontrolliert. Die Datenblätter wurden in

der Rubrik „Risiken“ teil-
weise geschwärzt und rei-
chen überdies nur bis zum
19. Juni 2002. In den Folge-
monaten sei die Liste nicht
weitergeführt worden, be-
haupten die Beamten. „Im
Haus von Hans Eichel“, kri-
tisiert Peter Altmaier, Aus-
schuss-Obmann der Union,
„herrscht offenbar Bunker-
mentalität. Der amerikani-
sche Geheimdienst CIA ist
auskunftsfreudiger.“M
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